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Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1960 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 219. Sitzung 
am 20. Mai 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
die als Anlage 2 beigefügten Änderungsvorschläge beschlos- 
sen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 785) in der Fassung des § 62 
Abs. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden hinter den Worten 
„ihr Umfang (§ 5)" die Worte eingefügt „so- 
wie die Höhe ihrer Kosten". 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In § 11 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„infolge Wehrdienstbeschädigung" ersetzt 
durch die Worte „ , die nicht auf eigenes 
grobes Verschulden zurückzuführen ist". 

b) In § 11 Abs. 2 wird hinter Satz 1 folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„§ 47 Abs. 1 gilt entsprechend." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

c) In § 11 Abs. 5 werden die Worte „die nach 
einer Wehrdienstzeit von mehr als einem 
Jahr wegen Dienstunfähigkeit, die nicht die 
Folge einer Wehrdienstbeschädigung ist, 
oder" gestrichen. 

3. In § 13 werden die Worte „infolge Wehrdienst- 
beschädigung" ersetzt durch die Worte „ , die 
nicht auf eigenes grobes Verschulden zurück- 
zuführen ist,". 

4. Hinter § 13 wird folgender § 13a eingefügt; 

„c) Wiederverwendung eines ehemaligen 
Soldaten auf Zeit 

§ 13a 

Wird ein ehemaliger Soldat auf Zeit erneut 
in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit i 
berufen, so ist bei Beendigung dieses Dienst- 
verhältnisses der Berechnung der Versorgungs- 
bezüge nach den §§ 11 und 12 die Gesamt- 
dienstzeit zugrunde zu legen; Beträge, die auf 
Grund eines früheren Dienstverhältnisses nach 
den §§11 bis 13 gezahlt worden sind, sind an- 
zurechnen. Der Umfang einer Berufsförderung 1 
richtet sich nach der Gesamtdienstzeit; Zeiten 
einer auf Grund eines früheren Dienstverhält- 
nisses gewährten Ausbildung oder Weiterbil- 
dung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 sind auf die nun- 
mehr zustehende Ausbildung oder Weiterbil- 
dung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 anzurechnen." 


5. Hinter § 13a wird folgender § 13b eingefügt: 

„d) Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
§ 13b 

Die Wehrdienstzeit, in der ein Soldat auf 
Zeit ohne Dienstbezüge beurlaubt worden ist, 
wird bei der Berechnung der Übergangsgebühr- 
nisse und Ubergangsbeihilfen nicht berücksich- 
tigt, es sei denn, daß die Berücksichtigung all- 
gemein zugestanden ist." 

6. In § 18 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Hat der Berufssoldat vorher einen Dienstgrad 
nicht gehabt, so setzt der Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bis zur Höhe von fünfzig vom 
Hundert der Sätze nach § 17 fest," 

7. In § 19 Abs. 3 Satz 2 sind einzufügen: 

a) hinter „(Grenadier bis Stabsunteroffizier)," 
die Worte „A 7 und A 8 (Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel) , " , 

b) hinter „(Leutnant, Oberleutnant)" die Worte 
„ , A 15 und A 16 (Oberfeldarzt, Oberst- 
arzt) " . 

8. In § 23 Satz 1 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und der nachfolgende Halbsatz 
angefügt: 

„das gleiche gilt für die Zeit einer praktischen 
Tätigkeit oder eines Besuches einer Bau-, In- 
genieur- oder sonstigen Fachschule." 

9. In § 27 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Der Umstand, daß der Berufssoldat wegen der 
Entfernung seiner ständigen Familienwohnung 
vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe 
eine Unterkunft hat, schließt die Anwendung 
der Nummer 2 auf den Weg von und nach der 
Familienwohnung nicht aus." 

10. In § 38 Satz 1 wird das Wort „sechzigsten" 
durch das Wort „fünfundsechzigsten" und in 
Satz 2 das Wort „fünfundfünfzigste" durch das 
Wort „sechzigste" ersetzt. 

11. In § 41 Abs. 2 werden die Worte „als Sterbe- 
geld (§ 122 des Bundesbeamtengesetzes)" ge- 
strichen. 

12. In § 46 Abs. 3 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „§ 11 Abs. 5," die Worte „§ 13b," ein- 
gefügt. 

13. §§51 und 52 werden gestrichen. 
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14. § 62 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Soldaten 
auf Zeit, dem nach § 73 ein Unterhaltsbei- 
trag bewilligt ist." 

b) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) Soweit sich die Umzugskostenbeihilfe 
nach der Umzugskostenstufe, dem Familien- 
oder Hausstand oder dem Lebensalter des 
Soldaten bemißt, sind die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses zugrunde zu legen." 

15. § 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Ein Berufs- 
soldat oder ein Soldat auf Zeit" ersetzt 

' durch die Worte „Ein Soldat". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Endet das Dienstverhältnis des Sol- 
daten durch Tod infolge eines Unfalles der 
in Absatz 1 bezeichneten Art, so wird den 
Hinterbliebenen, die Versorgung nach die- 
sem Gesetz erhalten, eine einmalige Flug- 
unfallentschädigung von zwanzigtausend 
Deutsche Mark gewährt. Hinterbliebene im 
Sinne dieser Vorschrift sind die Witwe, die 
ehelichen Kinder, die für ehelich erklärten 
oder an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der und die Kinder aus nichtigen Ehen, die 
die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben, sowie die Verwandten der 
aufsteigenden Linie. Den Verwandten der 
aufsteigenden Linie steht die Flugunfallent- : 
Schädigung jedoch nur dann zu, wenn an- i 
dere Hinterbliebene der in Satz 2 bezeich- 
neten Art nicht vorhanden sind und wenn 
der Verstorbene ihren Unterhalt zur Zeit 
des Unfalls ganz oder überwiegend bestrit- | 
ten hat. Ist die Voraussetzung, daß der Ver- 
storbene den Unterhalt der Verwandten der 
aufsteigenden Linie zur Zeit des Unfalls 
ganz oder überwiegend bestritten hat, nicht 
voll erfüllt, so kann ihnen die Flugunfall- 
entschädigung auf Antrag bis zur Hälfte ge- 
währt werden, wenn sie zur Zeit des Unfalls 
bedürftig sind. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„ermäßigt" die Worte „oder versagt" einge- 
fügt. 

d) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) § 46 gilt entsprechend." 

16. In § 64 Abs. 3 Satz 2 wird hinter „§§ 22" das 

Wort „und" durch ein Komma ersetzt und hinter 

„24" eingefügt „und 25 Abs. 1". 

17. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 und 2 wird die Jahreszahl 
„1960" durch die Jahreszahl „1962" ersetzt 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „Dem 
Berufssoldaten, der" die Worte eingefügt 
„am 8. Mai 1945". 


18. In § 73 Abs. 1 und 6 und in § 74 Abs. 1 wird 
die Jahreszahl „1960" durch die Jahreszahl 
„1962" ersetzt 

! 19. § 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Die Jahreszahl „1960" wird durch die Jah- 
reszahl „1962" ersetzt 

b) Im letzten Satz werden hinter dem Wort 
„Bezüge" eingefügt die Worte „nach dem 
Zweiten Teil dieses Gesetzes". 

20. Hinter § 77 wird folgender § 77a eingefügt: 

„8a. Versorgung wegen eines während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges erlittenen 
Kriegsunfalls 

§ 77a 

(1) Ist ein Berufssoldat wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalls (§ 27 Abs. 2 bis 5), 
den er während des ersten oder zweiten Welt- 
krieges in Ausübung militärischen oder militär- 
ähnlichen Dienstes {§§ 2, 3 des Bundesversor- 
gungsgesetzes) als Berufssoldat der ehemaligen 
Wehrmacht oder als Beamter der ehemaligen 
Wehrmacht erlitten hat, in den Ruhestand ge- 
treten, so wird Versorgung nach den allgemei- 
nen Vorschriften mit der Maßgabe gewährt, daß 
sich der Hundert satz des Ruhegehalts (§ 26) um 
zwanzig vom Hundert bis zum Höchstsatz von 
fünfundsiebzig vom Hundert erhöht; der Hun- 
dertsatz des Mindestruhegehalts (§ 26 Abs. 1 
Satz 3) beträgt fünfundsiebzig vom Hundert. 
Für die Anwendung des § 19 wird den Dienst- 

i Jahren die Zeit hinzugerechnet, die der Berufs- 

! Soldat bis zur Erreichung der für seinen Dienst- 
grad bestimmten Altersgrenze hätte zurück- 
legen können. 

(2) Ist der verletzte Berufssoldat oder Sol- 
dat im Ruhestand an den Folgen des Unfalls 
verstorben, so sind Hinterbliebene auch die 
elternlosen Enkel und die Verwandten der auf- 
steigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des 
Unfalls ganz oder überwiegend durch den Ver- 
storbenen bestritten wurde. Die elternlosen 
Enkel stehen hierbei den ehelichen Kindern des 

! Verstorbenen gleich. Den Verwandten der auf- 
steigenden Linie ist für die Dauer der Bedürf- 
tigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 
dreißig vom Hundert des Ruhegehalts nach Ab- 
satz 1 zu gewähren, mindestens jedoch vierzig 
vom Hundert des in Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halb satz genannten Betrages. § 145 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend. 

(3) Für eine Versorgung nach den Absät- 
zen 1 und 2 gelten § 148 Sätze 1 und 2, § 149 
des Bundesbeamtengesetzes sowie § 91a dieses 
Gesetzes sinngemäß. 

(4) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundes Versorgungsgesetzes, die der Berufs- 
soldat vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, gilt als 
Wehrdienstbeschädigung im Sinne des § 44 
Abs. 4 Nr. 2 des Soldatengesetzes sowie des 
§ 18 Abs. 2 und des § 70 Abs. 3 dieses Gesetzes, 
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wenn eir infolge einer solchen ohne grobes Ver- 
schulden erlittenen Schädigung dienstunfähig 
geworden ist. 

(5) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes, die ein Soldat 
auf Zeit als Berufssoldat der ehemaligen Wehr- 
macht oder als Beamter der ehemaligen Wehr- 
macht vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, gilt als 
Wehrdienstbeschädigung im Sinne der §§ 12, 
73 Abs. 2 und des § 74 in Verbindung mit § 12, 
wenn der Soldat infolge einer solchen ohne 
grobes Verschulden erlittenen Schädigung 
dienstunfähig geworden ist. 

(6) Ansprüche aus den Absätzen 1 bis 5 sind 
innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren 
nach der Einstellung als Soldat in die Bundes- 
wehr anzumelden; die Ausschlußfrist endet je- 
doch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes. Stirbt der Soldat 
innerhalb dieser Frist, so kann der Anspruch 
innerhalb von sechs Monaten nach seinem Tod 
von seinen Hinterbliebenen geltend gemacht 
werden. 

21. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein ehemaliger Soldat, der Grundwehr- 
dienst geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes), und ein ehemaliger Soldat auf 
Zeit erhalten wegen einer Gesundheitsstörung, 
die während des Wehrdienstverhältnisses ent- 
standen, aber keine Folge einer Wehrdienst- 
beschädigung ist, auf Antrag Heilbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz bis zur 
Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, wenn sie bei dessenBeendi- 
gung heilbehandlungsbedürftig sind. Bei An- 
wendung des § 17 Abs. 2 Satz 2 und des § 18 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes gilt 
§ 83 Abs. 1 entsprechend. Die Heilbehandlung 
wird nicht gewährt, wenn ein entsprechender 
Anspruch gegen einen Sozialversichenmgs- 
träger, den Träger der Tuberkulosehilfe oder 
aus einem Vertrag besteht, ausgenommen An- 
sprüche aus einer privaten Kranken- oder Un- 
fallversicherung, oder wenn der Berechtigte ein 
Einkommen hat, das die für die Krankenver- 
sicherungspflicht maßgebende Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze übersteigt. Das gleiche gilt, wenn 
die Gesundheitsstörung auf eigenes grobes 
Verschulden oder auf Geschlechtskrankheit zu- 
rückzuführen ist. 

22. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Überschrift wird durch fol- 
gende Überschrift ersetzt: 

„4. Krankengeld und Hausgeld in besonderen 
Fällen; Beginn der Versorgung" 

b) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt; 

„(1) § 17 Abs. 2 Satz 2 und § 18 Abs. 2 
des Bundesversorgungsgesetzes gelten für 
einen ehemaligen Soldaten auf Zeit oder 
einen ehemaligen wehrpflichtigen Soldaten, 
der im Zeitpunkt der Beendigung des Wehr- 


dienstes infolge einer Wehrdienstbeschädi- 
gung arbeitsunfähig ist, mit folgenden Maß- 
gaben: 

1. Hat der Soldat unmittelbar vor der 
Einberufung keine Erwerb Stätig- 
keit ausgeübt, so gilt er als aj- 
beitsunfähig, wenn er nicht oder 
doch nur mit der Gefahr, seinen 
Zustand zu verschlimmern, fähig 
ist, einer Erwerbstätigkeit oder Be- 
rufsausbildung nachzugehen. 

2. Das Einkommen, das der Soldat 
unmittelbar vor seiner Erkrankung 
bezogen hat, gilt auch dann als 
durch die Krankheit gemindert, 
wenn die Minderung infolge der 
Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses wegen Ablaufs der hierfür 
festgesetzten Zeit eingetreten ist. 

3. Als unmittelbar vor der Erkran- 
kung bezogenes Einkommen gel- 
ten die vor der Beendigung des 
Wehrdienstes bezogenen Einkünfte 
(Geld- und Sachbezüge) als Soldat, 
für einen Soldaten, der auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leistet 
und der unmittelbar vor der Ein- 
berufung Arbeitseinkommen be- 
zogen hat, jedoch dieses Einkom- 
men." 

c) Der bisherige einzige Satz wird Absatz 2. 
In Nummer 2 dieses Absatzes werden nach 
den Worten „§ 61 Abs." eingefügt die Worte 
„1 und". 

23. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„§ 60 Abs. 2 Satz 1, § 62 Abs. 1 und 2 und 
§ 63 des Bundes Versorgungsgesetzes gelten 
entsprechend." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Anspruch auf Ausgleich kann we- 
der abgetreten noch verpfändet oder gepfän- 
det werden. Im übrigen gelten § 46 Abs. 1, 
§ 49 Abs. 2 und § 50 entsprechend." 

24. § 86 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige § 86 wird Absatz 1; ihm wird 
folgender Satz 3 angefügt; 

„§ 46 Abs. 1, § 49 Abs. 2 und § 50 dieses Ge- 
setzes sowie § 149 Abs. 1 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten entsprechend." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Zivilpersonen 
des § 80 Abs. 2, wenn sie infolge der Dienst- 
verrichtung oder auf dem Wege zum Bestim- 
mungsort oder auf dem Heimweg einen Un- 
fall erleiden, mit der Maßgabe entsprechend, 
daß Sachschäden an Kraftfahrzeugen nicht 
erstattet werden." 
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25. Hinter § 91 wird folgender § 91a eingefügt: 

„3a. Begrenzung der Ansprüche aus einer Wehr- 
di en s tb es ch ä di gun g 

§ 91a 

(1) Die nach diesem Gesetz versorgungsbe- 
rechtigten Personen haben aus Anlaß einer 
Wehrdienstbeschädigung gegen den Bund nur 
die auf diesem Gesetz beruhenden Ansprüche. 

(2) Berufssoldatan und ihre Hinterbliebenen 
können wegen eines Dienstunfalls abweichend 
von Absatz 1 weitergehende als die im Zweiten 
und Dritten Teil dieses Gesetzes geregelten An- 
sprüche nach allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften gegen einen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Bundesgebiet einschließlich des 
Landes Berlin oder gegen die in seinem Dienst i 
stehenden Personen nur dann geltend machen, | 
wenn der Dienstunfall durch eine vorsätzliche, ■ 
unerlaubte Handlung einer solchen Person ver- 
ursacht worden ist 

(3) Das Gesetz über die erweiterte Zulassung 
von Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und 


Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 674) ist anzuwenden. 

(4) Ersatzansprüche gegen andere Personen 
bleiben unb eirührt. 


Artikel II 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. § 96 Abs. 2 
des Soldatenversorgungsgeseitzes gilt entsprechend. 


Artikel III 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels I Nr. 1, 4, 7, 8, 14a, 16, 17b und 20 am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel I Nr. 1, 4, 14a, 16 und 17b treten mit 
Wirkung vom 1. April 1956, Artikel I Nr. 7 am 
1. April 1957 und Artikel I Nr. 8 und 20 am 1. Sep- 
tember 1957 in Kraft. 


Begründung 


Zu Artikel I 
Zu Nr. 1 

Nr. 1 verdeutlicht, daß die Kosten, die der Bund für 
die Aus- und Weiterbildung aufzuwenden hat, in 
einem angemessenen Verhältnis zur Länge der der 
Berechnung der Versorgungsleistungen zugrunde lie- 
genden Wehrdienstzeit stehen müssen, d. h. insbe- 
sondere die Gesamtkosten für Dienstzeitversorgung * 
und Berufsförderung zu den Kosten der während 
der Wehrdienstzeit gezahlten Besoldung. 

Zu Nr. 2 

Buchstabe a begründet einen Rechtsanspruch auf 
eine Dienstzeitverkürzung auch dann, wenn der 
Soldat die Dienstunfähigkeit, die zu seiner Entlas- 
sung geführt hat, die aber nicht auf einer Wehr- 
dienstbeschädigung beruht, nicht oder lediglich we- 
gen eines leicht fahrlässigen Verhaltens zu vertre- 
ten hat. Es bedeutet eine besondere Härte, daß die 
Soldaten in einem solchen Fall bisher keinen An- 
spruch auf Dienstzeitversorgung haben und häufig 
mangels Bedürftigkeit auch nach § 11 Abs. 5 keine 
Versorgungsbezüge erhalten. Die Härte wird ganz 
deutlich, wenn man bedenkt, daß die Entlassung 
etwa nach einer Weiterverpflichtung erfolgt ist und 
der Soldat dann nicht einmal die Dienstzeitversor- 
gung erhält, auf die er bei Entlassung nach Ablauf 
seiner ersten Verpflichtungszeit einen Rechtsan- 
spruch gehabt hätte. Es ist zu befürchten, daß sich 
die bisherige gesetzliche Regelung, die den Rechts- 
anspruch nicht vorsieht, nachteilig auf die Bereit- 
schaft zum Eingehen von längeren Verpflichtungs- 
zeiten oder zur Weiterverpflichtung auswirkt. 


Buchstabe b sieht vor, den letzten Dienstbezügen 
statt des Ortszuschlags entsprechend der Ortsklasse 
des letzten dienstlichen Wohnsitzes den Ortszu- 
schlag nach der Ortsklasse A zugrunde zu legen. 
Gleichzeitig ist durch die Verweisung auf § 47 
Abs. 1 klargestellt, daß der Ortszuschlag als Be- 
standteil der Übergangsgebührnisse allen durch 
Änderungen des Familienstandes verursachten Än- 
derungen unterliegt. Damit ist eine sachlich notwen- 
dige Gleichstellung mit der Regelung des Ortszu- 
schlags im Rahmen des Ruhegehalts erreicht. 

Buchstabe c ist eine notwendige Folge der Ände- 
rung unter Nr. 2 Buchstabe a. 

Zu Nr. 3 

Nr. 3 erhält eine Angleichung des § 13 an die Än- 
derung des § 11 Abs. 1 gemäß Nr. 2 Buchstabe a. 

Zu Nr. 4 

Nr. 4 verhindert eine Doppelversorgung bei Soldaten 
auf Zeit im Falle ihrer Wiederverwendung. Die Vor- 
schrift ist notwendig, weil bei der Wiederverwen- 
dung eines Soldaten auf Zeit die bereits abgelei- 
stete Dienstzeit in die Gesamtverpflichtung einge- 
rechnet wird. Der Versorgungsanspruch entsteht 
mithin auf der Grundlage der Gesamtverpflichtung, 
obwohl für die frühere Dienstzeit bereits Versor- 
gungsbezüge gezahlt worden sind. Die Verrechnung 
bereits gezahlter Versorgungsbezüge wird hierbei 
den bei Soldaten auf Zeit bestehenden Verhältnis- 
sen im Rahmen des Grundsatzes des Verbots der 
Doppelrechnung am besten gerecht. In gleicher 
Weise bestimmt Satz 2, daß eine bereits gewährte 
Fachausbildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 auf den Um- 
fang der Berufsförderung anzurechnen ist. 
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Zu Nr. 5 

Nach § 8 der Soldatenurlaubs Verordnung kann ein 
Soldat ohne Dienstbezüge beurlaubt werden. In An- 
lehnung an § 20 Abs. 2 Nr. 2 bleibt die Zeit eines 
solchen Urlaubs bei der Berechnung der Versor- 
gungsbezüge außer Betracht. Ob Zeiten einer Be- 
urlaubung ohne Dienstbezüge von kurzer Dauer 
oder aus beachtlichen Gründen mitgerechnet werden 
können, weil durch Kurzurlaube oder durch Beur- 
laubungen im Rahmen des Entlassungsverfahrens 
(Nr. 40 der Ausführungsbestimmungen zur Solda- 
tenurlaubsverordnung) Verschlechterungen der Ver- 
sorgungsleistungen nicht entstehen sollen, wird in 
Richtlinien zu § 13b allgemein bestimmt werden. 

Zu Nr. 6 

Die Ergänzung entspricht § 169 Abs. 1 Satz 3 BBG. 
Sie ist notwendig, weil in die Bundeswehr auch Sol- 
daten mit einem höheren als dem der Eingangs- 
besoldungsgruppe ihrer Laufbahn entsprechenden 
Dienstgrad eingestellt werden, z. B. nadi der Sol- 
datenlaufbahnverordnung Offiziere mit technischer 
Vorbildung mit dem Dienstgrad Stabsingenieur. 

Zu Nr. 7 

Nr. 7 enthält eine Angleichung des § 19 Abs. 3 an 
die erst nach der Verkündung des SVG verkündete 
Neufassung des § 110 Abs. 2 BBG. 

Zu Nr. 8 

Durch Nr. 8 wird § 23 dem § 116a BBG angeglichen, 
da nach den Laufbahnvorschriften in der Bundes- 
wehr auch Offiziere verwendet werden können, die 
eine technische Vorbildung nicht an einer wissen- 
schaftlichen Hochschule, sondern an einer Bau-, 
Ingenieur- oder sonstigen Fachschule erworben 
haben. 

Zu Nr, 9 

Nr. 9 erweitert den Begriff des Dienstweges in An- 
gleichung an § 543 Abs. 1 Satz 2 RVO auch auf den 
Weg von und zur Familienwohnung. 

Zu Nr. 10 

Durch Nr. 10 wird § 38 an § 5 Abs. 4 des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Polizeivollzugsbeamten des Bundes angeglichen 
— Drucksache 1425. 

Zu Nr. 11 

Nr. 11 dient der Klarstellung, daß die Weiterzah- 
lung der übrgangsgebührnisse an ihrem rechtlichen 
Charakter als Übergangsgebührnisse nichts ändert. 

Zu Nr. 12 

Nr. 12 ist eine Folge der Nr. 5. Da zu § 13b Richt- 
linien erlassen werden müssen, ist § 13b in § 46 
Abs. 3 Satz 2 aufzuführen. 

Zu Nr. 13 

Da die 3. Novelle zum Soldatengesetz den § 87a 
BBG in § 30 Abs. 2 SG einfügt, ist § 51 gegen- 
standslos und kann gestrichen werden. § 52 wird 
durch § 91a (vgl. Artikel I Nr. 25) ersetzt. 


Zu Nr. 14 

Buchstabe a will klarstellen, daß Soldaten auf Zeit, 
denen ein Unterhaltsbeitrag nach § 73 bewilligt ist, 
im Rahmen des § 62 wie Soldaten im Ruhestand 
zu behandeln sind. 

Buchstabe b entspricht § 26 Abs. 5 des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Polizeivollzugsbeamten des Bundes. 

Zu Nr. 15 

Die geltende Fassung des § 63 führt weder hin- 
sichtlich des Personenkreises noch in der verwal- 
tungsmäßigen Durchführung zu befriedigenden und 
den militärischen Gegebenheiten entsprechenden 
Ergebnissen. 

zu a) 

In den Kreis der anspruchsberechtigten Personen 
müssen in Absatz 1 die Wehrpflichtigen einbezogen 
werden. Die bisherige Auffassung, der Kreis könne 
auf die Soldaten auf Zeit und die Berufssoldaten 
beschränkt bleiben, trägt der militärischen Notwen- 
digkeit, die Luftlande truppe auch durch Wehrpflich- 
tige zu ergänzen und das inzwischen ausgeschie- 
dene fliegende und springende Personal durch 
I Wehrübungen in Übung zu halten, nicht Rechnung. 
Sind die Wehrpflichtigen aber der gleichen Gefähr- 
dung ausgesetzt wie die Soldaten auf Zeit und die 
Berufssoldaten, so muß ihnen in gleicher Weise 
auch der versorgungsrechtliche Schutz des § 63 zu- 
teil werden. 

zu b) 

Die Neufassung des Absatzes 2 enthält gegenüber 
dem bisherigen Wortlaut mehrere Änderungen. 

Lediglich der Anpassung an den Wortlaut in § 12 
Abs. 1 und § 62 Abs. 1 dient die Formulierung in 
Satz 1, daß der Anspruch der Hinterbliebenen auf 
die Flugunfallentschädigung davon abhängt, ob sie 
Versorgung nach diesem Gesetz „erhalten". Eine 
materielle Änderung gegenüber der bisherigen Fas- 
sung, die von einem „Anspruch auf Versorgung" 
sprach, ist nicht beabsichtigt. Ob Versorgungsbezüge 
nach diesem Gesetz tatsächlich gezahlt werden 
oder ob sie nach den Ruhensvorschriften zum Ruhen 
gekommen sind, ist für den Anspruch auf die Flug- 
unfallentschädigung ohne Bedeutung. 

Der im Gesetz niedergelegte Grundsatz, daß Ver- 
wandte der aufsteigenden Linie nur dann einen An- 
spruch auf die Flugunfallentschädigung haben, wenn 
der Verstorbene ihren Unterhalt zur Zeit des Un- 
falls ganz oder überwiegend bestritten hat, wird 
aufrechterhalten. 

Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß die Flugunfall- 
entschädigung bei ledigen Soldaten für Verwandte 
der aufsteigenden Linie in der Regel deshalb ent- 
fällt, weil die jungen Soldaten selten über die 
finanziellen Mittel verfügen, um diese Verwandten 
ganz oder überwiegend unterhalten zu können. 
Deshalb soll nunmehr in Anlehnung an § 50 Abs. 2 
des Bundesversorgungsgesetzes vorgesehen wer- 
den, daß auch bei nicht voller Erfüllung der Vor- 
aussetzung der Ernährereigenschaft des Verstorbe- 
nen eine Flugunfallentschädigung bis zu 10 000 DM 
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an Verwandte der aufsteigenden Linie im Falle 
ihrer Bedürftigkeit gezahlt werden kann. Bedürftig- 
keit wird in der Regel anzunehmen sein, wenn das 
Einkommen den Betrag des Mindestwitwengeldes 
nicht erreicht. Die Gewährung liegt nach Grund und 
Höhe im pflichtgemäßen Ermessen der Verwal- 
tungsbehörde. Andererseits wird neu bestimmt, daß 
der Anspruch der Verwandten der aufsteigenden 
Linie dem Anspruch der Witwe und der Kinder des 
Verstorbenen stets nachgeordnet ist. 

Der bisherige Satz 3 wird im Interesse einer drin- 
gend erforderlichen Verwaltungsvereinfachung ge- 
strichen. Da er die Verteilung der Flugunfallent- 
schädigung an mehrere Versorgungsberechtigte 
entsprechend dem Verhältnis ihrer Versorgungs- 
bezüge verlangte, mußte vor der Entscheidung über 
die Flugunfallentschädigung sowohl die Festsetzung 
der Versorgung nach dem Zweiten wie auch die 
nach dem Dritten Teil des Gesetzes abgewartet 
werden. Die Flugunfallentschädigung konnte in- 
folgedessen oftmals erst nach mehreren Monaten 
festgesetzt werden. Da § 63 aber schnell Hilfe brin- 
gen soll, ist eine andere Regelung des Zahlungsver- 
fahrens erforderlich. Sie ist unter Buchstabe d vor- 
gesehen. 

zu c) 

Die Einfügung in Absatz 3 eröffnet in Anlehnung 
an § 149 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes 
die Möglichkeit, in den Fällen die Flugunfallent- 
schädigung in vollem Umfang zu versagen, in denen 
der Flugunfall in besonders hohem Maße durch 
grobe Fahrlässigkeit verursacht worden ist. 

zu d) 

Die Bezugnahme auf § 46 soll ermöglichen, daß der 
Bundesminister für Verteidigung, der die Flug- 
unfallentschädigung festsetzt, bei mehreren An- 
spruchsberechtigten entweder die Aufteilung oder 
die Person des Zahlungsempfängers bestimmt. 

Zu Nr. 16 

Nr. 16 stellt klar, daß § 25 Abs. 1 auch für Dienst- 
zeiten in der ehemaligen Wehrmacht gemäß § 64 
gilt. 

Zu Nr. 17 

Buchstabe a ist die Folge einer im Rahmen der 
3. Novelle zum Soldatengesetz vorgesehenen Än- 
derung der §§ 45 und 47 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes. 

Buchstabe b stellt klar, daß ebenso wie in § 70 
Abs. 1 auch in § 70 Abs. 2 das Soldatenverhältnis 
am 8. Mai 1945 noch bestanden haben muß. 

Zu Nr. 18 

Nr. 18 ist eine Angleichung an die Änderung in 
Nr. 17a. 

Zu Nr. 19 

Buchstabe a ist eine Angleichung an die Änderung 
in Nr. 17a. Die Änderung in Nr. 19 Buchstabe b 
sieht vor, daß bei der Verteilung unter mehrere 
Hinterbliebene nur die Versorgungsbezüge nach 


dem Zweiten Teil des Gesetzes, nicht auch etwaige 
Ansprüche nach dem Dritten Teil zu berücksichti- 
gen sind. 

Zu Nr. 20 

i Nr. 20 regelt in Angleichung an § 181a BBG die 
I versorgungsrechtlichen Auswirkungen eines Kör- 
I perschadens, den ein Berufssoldat der Bundeswehr 
j während des ersten oder zweiten Weltkrieges in 
Ausübung militärischen Dienstes erlitten hat, wenn 
I der Kriegsunfall zur vorzeitigen Beendigung des 
Dienstverhältnisses durch Dienstunfähigkeit oder 
Tod führt. 

j 

Absatz 1 bestimmt den berechtigten Personenkreis. 
Anders als in § 181a BBG, der nur von den Be- 
amten, aber nicht auch von den Berufssoldaten 
spricht, werden umgekehrt hier neben den Berufs- 
soldaten der ehemaligen Wehrmacht auch die Be- 
amten der ehemaligen Wehrmacht erfaßt, die in 
Ausübung militärischen oder militärähnlichen Dien- 
I stes einen Kriegsunfall erlitten haben. Dabei ist da- 
1 von ausgegangen, daß viele der Aufgaben, die in 
der ehemaligen Wehrmacht von Beamten wahrge- 
nommen worden sind, in der Bundeswehr von Be- 
rufssoldaten erfüllt werden. Im übrigen entspricht 
Absatz 1 dem § 181a Abs. 1 BBG. 

Da die Versorgung nach Absatz 1 keine Unfallver- 
sorgung, sondern eine erhöhte Normalversorgung 
ist, erweitert Absatz 2 ausdrücklich den Personen- 
kreis der Hinterbliebenen in Anpassung an die 
Unfallfürsorgevorschriften um die elternlosen Enkel 
und die Verwandten der aufsteigenden Linie. 

Absatz 3 erklärt die §§ 148, 149 BBG sowie den 
§ 91a dieses Gesetzes im Rahmen der Festsetzung 
der Kriegsunfallversorgung für anwendbar. 

Absatz 4 stellt die Kriegsbeschädigung einer in der 
Bundeswehr erlittenen Wehrdienstbeschädigung bei 
der Versetzung in den Ruhestand ohne Erfüllung 
einer Dienstzeit von zehn Jahren gemäß § 44 
j Abs. 4 Nr. 2 des Soldatengesetzes und bei der An- 
wendung der Bestimmungen des § 18 Abs. 2 und 
des § 7 Abs. 3 dieses Gesetzes gleich. 

Absatz 5 überträgt die in Absatz 4 für Berufssol- 
daten getroffene Regelung auf die Soldaten auf Zeit. 
In allen Fällen, in denen Leistungen der Dienstzeit- 
versorgung wegen Dienstunfähigkeit auf Grund 
einer in der Bundeswehr erlittenen Wehrdienstbe- 
schädigung gewährt wurden, soll dies auch dann 
möglich sein, wenn die Dienstunfähigkeit auf einer 
Kriegsbeschädigung beruht. 

Absatz 6 legt die Fristen für die Geltendmachung 
von Ansprüchen nach diesen Vorschriften fest. 

Zu Nr. 21 

Durch die Neufassung des § 82 Abs. 1 werden in 
Satz 1 die Worte ' „ die Sachleistungen" gestrichen. 
Es soll dadurch erreicht werden, daß künftig Solda- 
ten auf Zeit und Wehrpflichtige, die arbeitsunfähig 
krank aus der Bundeswehr ausscheiden, neben den 
Sachleistungen auch die Barleistungen der Heilbe- 
handlung erhalten. Die Gewährung der Sachleistun- 
gen allein hat sich in den Fällen als unzulänglich 
1 erwiesen, in denen der arbeitsimfähig krank entlas- 
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sene Soldat keine Ansprüche auf irgendwelche Geld- 
leistungen hat. Die Verweisung auf § 83 Abs. 1 die- 
ses Gesetzes ist notwendig, damit § 17 Abs. 2 und 
§18 Abs. 2 BVG auf die entlassenen Soldaten an- 
gewendet werden können (vgl. Nr. 22 Buchstabe b 
und Begründung). 

Die übrigen Änderungen entsprechen der Neufas- 
sung des § 10 Abs. 4 BVG im Entwurf der Bundes- 
regierung des KOVNG. 

Zu Nr. 22 

Obwohl nach § 80 das gesamte Bundesversorgungs- 
gesetz für die Soldaten der Bundeswehr gilt, kann 
den Soldaten, die bei Ablauf der für das Wehr- 
dienstverhältnis festgesetzten Zeit arbeitsunfähig 
krank sind, Krankengeld oder Hausgeld nach §§ 17 
und 18 BVG bisher nicht gewährt werden, weil ihr 
Einkommen nicht durch Krankheit, sondern durch 
Beendigung des Dienstverhältnisses gemindert ist. 
Bei Soldaten auf Zeit und Wehrpflichtigen sind da- 
durch Unzuträglichkeiten entstanden, weil sie durch 
die Krankheit an einer Arbeitsaufnahme gehindert 
sind, im Ergebnis also ihre Einkommensminderung 
doch durch die Erkrankung eingetreten ist. Die vor^ 
geschlagene Änderung entspricht dem Grundgedan- 
ken des § 23 des Heimkehrergesetzes. Die übrigen 
Änderungen sollen in diesem Zusammenhang den 
Begriff „Arbeitsunfähigkeit" klarstellen und den Be- 
griff „Einkommensminderung" der besonderen 
Situation des entlassenen Soldaten anpassen. Nr. 22 
Buchstabe c dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 23 

Durch Buchstabe a wird die Schonvorschrift des § 62 
Abs. 2 BVG übernommen und damit die Gleichstel- 
lung des wehrdienstbeschädigten Soldaten der Bun- 
deswehr mit dem Kriegsbeschädigten gewährleistet. 
Durch die Einbeziehung des § 63 BVG soll erreicht 
werden, daß der Ausgleich entzogen werden kann, 
wenn der Berechtigte bei einer beabsichtigten Neu- 
feststellung sich der von ihm verlangten Mitwir- 
kung entzieht. 

Durch Buchstabe b wird klar gestellt, daß ein Teil 
der gemeinsamen Vorschriften der §§45 ff. auf § 85 
anzuwenden ist. 

Zu Nr. 24 

Buchstabe a gibt wie Buchstabe b der Nr. 23 die 
Rechtsgrundlage für die Anwendung von allgemei- 
nen Vorschriften der §§ 45 ff. auch im Rahmen des 
§ 86 . 

Buchstabe b will dem Mangel abhelfen, daß dem 
Personenkreis des § 80 Abs. 2 Sachschäden nicht 
wie den in § 80 Abs. 1 genannten Personen erstattet 
werden können. 

Zu Nr. 25 

Der bisherige § 52 erfaßt nur die Berufssoldaten, 
Für Soldaten auf Zeit und wehrpflichtige Soldaten 
gilt über § 80 zwar § 81 des Bundesversorgungsge- 
setzes. Diese Vorschrift stimmt jedoch inhaltlich mit 
der in § 52 Abs. 2 getroffenen Regelung nicht völlig 
überein. Um praktische Schwierigkeiten bei der An- 


' Wendung dieser getrennten Bestimmungen zu be- 
I seifigen, ist eine Neufassung unter Zugrundelegung 
der Gedanken der §§ 52 und 81 des Bundesversor- 
! gungsgesetzes erforderlich. 

; Absatz 1 beschränkt die Ansprüche aller Soldaten 
' gegen den Bund wegen einer Wehrdienstbeschädi- 
; gung auf die in diesem Gesetz festgelegten An- 
sprüche. Schadensersatzansprüche können aus An- 
laß einer Wehrdienstbeschädigung gegen den Bund 
nicht erhoben werden. Gegen andere öffentlich- 
rechtliche Dienstherren und ihre Bediensteten kön- 
nen Ansprüche nach allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften unbeschränkt geltend gemacht werden. 
Leistungsansprüche, die auf Grund der Wehrdienst- 
i beschädigmxg nach anderen Gesetzen entstehen, 

; bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere auch für 
j die Ansprüche gegen den Bund auf freie Heilfür- 
sorge nach dem Bundesbesoldungsgesetz oder dem 
Wehrsoldgesetz. 

; Absatz 2 stellt in Abweichung von Absatz 1 die 
Berufssoldaten wegen eines Dienstunfalls mit der 
für die Beamten in § 151 BBG getroffenen Regelung 
gleich. Sie haben wie bisher schon nach § 52 nur 
i die Ansprüche aus § 27 und aus dem Dritten Teil 
: des Gesetzes, ihre Hinterbliebenen die Ansprüche 
aus § 43 in Verbindung mit §§ 144, 145 und 148 BBG 
, und aus dem Dritten Teil. Weitergehende Ansprüche 
I nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften gegen 
I andere öffentlich-rechtliche Dienstherren und ihre 
I Bediensteten können nur bei vorsätzlichem Handeln 
eines solchen Bediensteten geltend gemacht werden. 

Absätze 3 und 4 stellen klar, daß sowohl in den 
Fällen des Absatzes 1 wie des Absatzes 2 das Ge- 
setz über die erweiterte Zulassung von Schadens- 
ersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen 
wie auch Ersatzansprüche gegen andere Personen 
unberührt bleiben. 

Zu Artikel II 

Da das SVG nicht im Saarland gilt, bedarf auch das 
Änderungsgesetz der negativen Saar-Klausel. Der 
Hinweis auf § 96 Abs. 2 SVG dient der Klarstellung. 

I 

Zu Artikel III 

Da ein Teil der Änderungen für die bereits abge- 
wickelten Versorgungsfälle eine Verbesserung dar- 
! stellt, sind die Änderungen insoweit rückwirkend 
i mit dem Tage des Inkrafttretens in Kraft zu setzen, 
i Die übrigen Vorschriften haben nur für die Zukunft 
j Bedeutung. 

i 

j 

Kostendarstellung 

I Bei der Durchführung des Gesetzes werden voraus- 
sichtlich folgende Mehrausgaben im Jahresdurch- 
schnitt entstehen: 

1. Zu Artikel I Nr. 2 — Änderung des §11 

Es muß damit gerechnet werden, daß pro Jahr un- 
gefähr 1000 Soldaten auf Zeit gemäß § 55 Abs. 2 
I des Soldatengesetzes wegen DienstunJähigkeit, die 
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nicht auf einer Wehrdienstbeschädigung beruht, ent- 
lassen werden. In ungefähr einem Fünftel dieser 
Fälle ist bisher von der Kann-Bestimmung des § 11 
Abs. 5 Gebrauch gemacht worden, so daß für vier 
Fünftel = 800 Fälle Mehrausgaben entstehen. 

Der Ermittlung des Mehraufwandes ist als Durch- 
schnitt das Einkommen eines verheirateten Ober- 
gefreiten ohne Kind zugrunde gelegt worden, der 
nach einer Wehrdienstzedt von 3 Jahren aus der 
Bundeswehr entlassen wird. 

Berechnung 

Grundgehalt 280 DM, Ortszuschlag A 
91 DM monatlich . . . 371, — DM 
Übergangsgebührnisse 50 v. H. 

von 371 DM = 185,50 DM X 12 . . 2 226,— DM 
dazu Übergangsbeihilfe nach § 12 

Ü/l» Monatsbeträge von 371 DM . . 556,50 DM 

Versorgungsbezüge zusammen ... 2 782,50 DM 

In der Annahme, daß 800 Fälle dieser Art eintreten, 
beläuft sich der Mehraufwand auf jährlich 
2 226 000 DM. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 — Änderung des § 13 

Etwa 4500 Soldaten auf Zeit mit einer Verpflidi- 
tungszeit von 18 Monaten dienen im Durchschnitt in 
der Bundeswehr. Von ihnen dürfte höchstens 1 v. H. 
nach einer Wehrdienstzeit von mehr als einem Jahr 
wegen Dienstunfähigkeit, die nicht die Folge einer 
Wehrdienstbeschädigung ist, entlassen werden. Da 
der Durchschnittsbetrag der Übergangsbeihilfe nach 
§ 13 erfahrungsgemäß rund 1000 DM beträgt, wer- i 
den die durch die Änderung bedingten Mehrauf- 
wendungen daher auf 45 000 DM geschätzt. 

3. Zu Artikel I Nr. 8 — Änderung des § 23 

Ein zahlenmäßig vorläufig nicht feststehender, auf 
alle Fälle aber verhältnismäßig kleiner Personen- 
kreis von Spezialisten wird auf Grund der Änderung 
allenfalls mit einer Verbesserung seiner ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit um durchschnittlidi 2 Jahre rech- ' 
nen können. Da diese Soldaten jedoch auch ohne 
die beabsichtigte Anrechnung erfahrungsgemäß 
eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von mehr als 
25 Jahren erreichen, würde der Mehraufwand etwa 
2 V. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des ein- 
zelnen betragen, also haushaltsmäßig unbedeutend 
sein. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 9 — Änderung des § 27 

Die Erweiterung des Begriffs „Dienst" auf den Weg 
von und nach der Familienwohnung verursacht im 
Hinblick auf den Gesamthaushalt keine höheren Ko- 
sten, da in der Mehrzahl der Fälle Einsparungen 
über § 80 SVG in Verbindung mit § 65 Abs. 1 Nr. 2 
des Bundesversorgungsgesetzes durch das Ruhen 
der Beschädigtenversorgung nach dem Dritten Teil 
des SVG erzielt werden. Zur Zeit werden nämlich 
Unfälle auf Familienheimfeihrten als Wehrdienst- 
beschädigungen, herbeigeführt durch die dem Wehr- 
dienst eigentümlichen Verhältnisse, anerkannt; die 
Gewährung von Versorgung in derartigen Fällen 


schließt die Möglichkeit aus, unter Umständen er- 
heblich höhere Unfalleistungen aus der RVO zah- 
len zu müssen. 

5. Zu Ärtikel I Nr. 10 — Änderung des § 38 

Bei der bisherigen Rechtslage sind aus § 38 keine 
Kosten entstanden, da nach § 45 Abs. 1 des Sol- 
datengesetzes die Altersgrenze der Berufssoldaten 
zur Zeit noch das vollendete 60. Lebensjahr ist. Im 
übrigen würde auch nach Erlaß des Altersgrenzen- 
gesetzes der Ausgleich nur an die Berufssoldaten 
in voller Höhe zu zahlen sein, deren Altersgrenze 
das vollendete 55. oder ein früheres Lebensjahr 
sein würde. Nunmehr soll jedoch jeder Berufssoldat 
-den vollen Ausgleich erhalten, der bis zum voll- 
endeten 60. Lebensjahr wegen Erreichens der Al- 
tersgrenze in den Ruhestand versetzt wird. Bei 
rund 53 000 Berufssoldaten werden schätzungsweise 
jährlich 750 Unteroffiziere und 600 Offiziere wegen 
Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand zu 
versetzen sein. Der Berechnung des voraussicht- 
lichen Mehraufwandes ist bei den Berufsunteroffi- 
zieren (Feldwebel bis Oberstabsfeldwebel) als 
Durchschnitt das Einkommen eines verheirateten 
Hauptfeldwebels ohne Kind zugrunde gelegt wor- 
den, der in der Endstufe seiner Besoldungsgruppe 
ist; die Berufsoffiziere erreichen stets den zulässi- 
gen Höchstbetrag. 

Berechnung 

Unteroffiziere 

Grundgehalt 635 DM, 

Ortszuschlag A 115 DM monat- 
lich 750,— DM 

Ausgleich 7b^2 X 740 DM 

5 625,— DM 

In der Annahme, daß 750 dieser 
Fälle eintreten, beläuft sich der 
Mehraufwand auf jährlich . . 4 218 750, — DM 

Offiziere 

Ausgleich ~ Höchstbetrag 

8 000,~ DM 

In der Annahme, daß 600 dieser 
Fälle eintreten, beläuft sich der 
Mehraufwand auf jährlich . . 4 800 000, — ^ DM 

Der gesamte Mehraufwand beträgt 

also 9 018 750, — DM 

6. Zu Ärtikel I Nr. 15 — Änderung des § 63 

Die Änderungen beinhalten eine Erweiterung des 
Personenkreises um die Wehrpflichtigen und eine 
Erweiterung der Leistungen an Verwandte der auf- 
steigenden Linie. 

Durch die Einbeziehung von Wehrpflichtigen wird 
die derzeitige Stärke des fliegenden und springen- 
den Personals um rund 3000 Mann steigen. Ange- 
nommen wird, daß von diesen nach den bisherigen 
Erfahrungen 30 (1 v. H.) verunglücken. 24 werden 
zwar voraussichtlich zu dem nach § 63 berechtigten 
Personenkreis gehören, 4 von ihnen werden aber 
erfahrungsgemäß keine versorgungsberechtigten 
tlinterbliebenen hinterlassen, so daß schätzungs- 
weise 20 Fälle übrig bleiben werden, in denen zu- 
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sdtzlich zu den bisherigen Zahlungen Leistungen 
aus § 63 zu gewähren sind. Es wird davon aus- 
gegangen, daß in einem Falle an den Verletzten 
selbst und in 19 Fällen an versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene zu zahlen sein wird. 

Die Erweiterung der Leistungen an Verwandte der 
aufsteigenden Linie wird keinen großen Mehrauf- 
wand verursachen. Nach den bisherigen Erfahrun- 
gen werden jährlich etwa 3 Fälle eintreten, in 
denen die Flugunfallentschädigung an Verwandte 
der aufsteigenden Linie teilweise gezahlt werden 
kann. 

Berechnung also 

a) 1 X an den Verletzten ... 40 000, — DM 

b) 19 X an versorgungsberech- 
tigte Hinterbliebene (je 

20 000 DM 380 000,— DM 

c) 3 X an Verwandte der auf- 
steigenden Linie (je 10 000 DM) 30 000, — DM 

Der Mehraufwand beträgt mithin . 450 000, — DM 

7. Zu Artikel 1 Nr. 20 — Einfügung des § 77a 

In der Bundeswehr befinden sich rund 1000 Berufs- 
soldaten, die infolge einer Verwundung im letzten 
Weltkrieg um rund 30 v. H. und mehr erwerbsge- 
mindert sind. Es wird davon ausgegangen, daß 200 
von ihnen (20 v. H.) — verteilt auf mehrere Jahre — 
vor Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand 
versetzt werden müssen. Für die Ermittlung des 
dadurch bedingten Mehraufwandes wird zugrunde 
gelegt, daß in einem Rechnungsjahr 20 von ihnen 
in den Ruhestand versetzt werden, die infolge Ein- 
fügung der neuen Bestimmung im Durchschnitt 
5 V. H. mehr an Ruhegehalt erhalten, als sie nach 
der Zahl der ruhegehaltfähigen Dienstjahre bis da- 
hin erdient haben. Als Dienstgrad wird „Oberst- 
leutnant" und als Familienstand „verheiratet ohne 
Kinder" unterstellt. 


Berechnung 


Grundgehalt 1 335 DM, Ortszu- 
schlag A 141 DM monatlich .... 1 476, — DM 

Mehrbetrag gegenüber dem Normal- 

ruhegehalt 5 v. H. = 73,80 DM X 12 885,60 DM 

Mehraufwand beläuft sich also auf 

jährlich 17 712,— DM 


8. Zu Artikel I Nr. 21 — Änderung des § 82 

Erfahrungen liegen nicht vor. In der Annahme, daß 
200 Fälle eintreten, für die je Fall 100 DM je Monat 
auf 4 Monate zu zahlen sind, beläuft sich der Mehr- 
aufwand jährlich auf 

200 X 4 X 100 DM 80 000 DM 

9. Zu Artikel I Nr. 22 — Änderung des § 83 

Erfahrungen liegen nicht vor. In der Annahme, daß 
100 Fälle eintreten, für die je Fall 100 DM je Monat 
auf 4 Monate zu zahlen sind, beläuft sich der Mehr- 
aufwand jährlich auf 100 X 4 X 100 DM = 40 000 DM 

10. Zu Artikel I Nr. 24 — Änderung des § 86 

Erfahrungen liegen nicht vor. In der Annahme, daß 
100 Fälle eintreten, für die je Fall 100 DM zu zah- 
len sind, beläuft sich der Mehraufwand jährlich auf 

100 X 100 DM = 10 000 DM 

Zusammenstellung der Mehrkosten 


Zu 

1 

2 

226 

000 

DM 

Zu 

2 


45 

000 

DM 

Zu 

3 


___ 



Zu 

4 


— - 



Zu 

5 

9 

018 

750 

DM 

Zu 

6 


450 

000 

DM 

Zu 

7 


17 

712 

DM 

Zu 

8 


80 

000 

DM 

Zu 

9 


40 

000 

DM 

Zu 

10 


10 

000 

DM 



11 

887 

462 

DM 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel I Nr. 9 (§ 27 Abs. 3) 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte der Gesichtspunkt der notwendigen 
Gleichbehandlung von Beamten und Berufssol- 
daten geprüft werden. 


2. Nach Artikel II 

ist folgender Artikel Ila einzufügen: 

„Artikel Ila 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister für Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigen- 
falls die Paragraphenfolge zu ändern und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen." 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nr. 1 

Der Anregung, den Gesichtspunkt der notwendigen 
Gleichbehandlung von Beamten und Berufssoldaten 
zu prüfen, wird beigetreten, 

Zu Nr. 2 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


11 



